
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Werner Schulte GmbH & Co. KG

§ 1 Allgemeines – Geltungsbereich

1. Unsere Verkaufsbedingungen gelten ausschließlich; entgegenstehende oder von unseren 
Verkaufsbedingungen abweichende Bedingungen des Bestellers erkennen wir nicht an, es
sei denn, wir hätten ausdrücklich ihrer Geltung zugestimmt.
2. Unsere Verkaufsbedingungen gelten auch dann, wenn wir in Kenntnis entgegenstehender 
oder von unseren Verkaufsbedingungen abweich ender Bedingungen des Bestellers die
Lieferung an den Besteller vorbehaltlos ausführen.
3. Unsere Verkaufsbedingungen gelten auch für alle künftigen Geschäfte mit dem Besteller, 

auch wenn sie bei späteren Verträgen nicht erwähnt werden.

§ 2 Angebote, Bestellungen und Vertragsschluss

1. Die Angebote des Verkäufers sind insbesondere nach Menge, Preis und Lieferzeit stets
freibleibend und unverbindlich. Annahmeerklärungen und sämtliche Bestellungen bedürfen 
Rechtswirksamkeit der schriftlichen, fernschriftlichen oder telefonischen Bestätigung des
Verkäufers. Das Gleiche gilt für Ergänzungen, Abänderungen oder Nebenabreden.
2. Die Verkaufsangestellten des Verkäufers sind nicht befugt, mündliche Nebenabreden zu
treffen oder mündliche Zusicherungen zu geben, die über den Inhalt des schriftlichen Ver-

trages hinausgehen.

§ 3 Qualität, Kennzeichen

Die Qualität der Ware richtet sich nach Handelsbrauch, wenn nicht im Einzelfall anderes
vereinbart ist, etwa „nach Bericht“ oder „wie gemustert“ gekauft wird. Die Ware gilt nicht
als abgepackt und ausgezeichnet für den Endverbraucher im Sinne der Lebensmittelkenn-

zeichnungsverordnung.

§ 4 Gefahrübergang

Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist die Lieferung „frei Haus“ 
vereinbart.

§ 5 Untersuchungs- und Rügeobliegenheit

1. Der Besteller ist verpflichtet, die Ware bei Anlieferung am vereinbarten Bestimmungsort 
nach Stückzahlen, Gewichten und Verpackung zu untersuchen und etwaige Beanstandungen 
hierzu auf dem Lieferschein oder Frachtbrief bzw. der Empfangsquittung/Auslagerungsnote 
des Kühlhauses zu vermerken und mindestens stichprobenweise eine Qualitätskontrolle 
vorzunehmen, hierzu in angemessenem Umfang die Verpackung zu öffnen und die Ware 
selbst nach äußerer Beschaffenheit, Geruch und Geschmack zu prüfen.
2. Bei der Rüge etwaiger Mängel sind vom Besteller die nachstehenden Formen und Fristen 
zu beachten:
Die Rüge hat bis zum Ablauf des Werktages zu erfolgen, der auf die Anlieferung der Ware 
am vereinbarten Bestimmungsort bzw. ihrer Übernahme folgt. Bei der Rüge eines versteckten 
Mangels, der trotz ordnungsgemäßer Erstuntersuchung gem. Abs. 1 zunächst unentdeckt 
geblieben ist, gilt abweichend: Die Rüge hat bis zum Ablauf des auf die Feststellung 
vorgenommenen Werktags zu erfolgen, längstens aber binnen zwei Wochen nach 
Anlieferung der Ware bzw. deren Übernahme. Die Rüge muss uns innerhalb der genannten 
Frist schriftlich, telegrafisch oder fernschriftlich zugehen. Eine fernmündliche Rüge reicht 
nicht aus. Auch ist eine Mängelrüge unbeachtlich, wenn sie nur gegenüber einem Vertreter, 
Makler oder Agenten erfolgt. Aus der Rüge müssen Art und Umfang des behaupteten 
Mangels eindeutig zu entnehmen sein. Der Besteller ist verpflichtet, die beanstandete Ware 
am Untersuchungsort zur Besichtigung durch uns, unseren Lieferanten oder von uns 
einzuschaltende Sachverständige bereitzuhalten.

3. Beanstandungen in Bezug auf Stückzahl, Gewichte und Verpackung der Ware sind aus-

geschlossen, sofern es an einem in § 5 Abs. 1 genannten Vermerk auf Lieferschein oder 

Frachtbrief bzw. Empfangsquittung fehlt. Ferner ist jegliche Reklamation ausgeschlossen, 

sobald der Besteller die gelieferte Ware vermischt, weiterverarbeitet oder mit ihrer Be- oder 

Verarbeitung begonnen hat.

§ 6 Gewährleistung

1.  Die Gewährleistungsrechte des Bestellers setzen voraus, dass dieser seinen nach § 5 
geschuldeten Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß nachgekommen 
ist.
2. Soweit ein von uns zu vertretender Mangel der Kaufsache vorliegt, sind wir zu Ersatz-
lieferung berechtigt.
3.  Sofern die Ersatzlieferung fehlschlägt oder nicht durchgeführt wird, ist der Besteller 
nach seiner Wahl berechtigt, Rückgängigmachung des Vertrages (Wandlung) oder eine 
entsprechende Herabsetzung des Kaufpreises (Minderung) zu verlangen.
4.  Soweit sich nachstehend (Abs. 5 und 6) nichts anderes ergibt, sind weitergehende Ansprüche 
des Bestellers – gleich aus welchen Rechtsgründen –ausgeschlossen. Wir haften deshalb 
nicht für Schäden, die nicht am Liefergegenstand selbst entstanden sind. Insbesondere 
haften wir nicht für entgangenen Gewinn oder sonstige Vermögensschäden des Bestellers.
5.  Sofern die Schadensursache auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, haften wir 
nach den gesetzlichen Bestimmungen. Dies gilt auch, wenn der Besteller wegen des Fehlens 
einer zugesicherten Eigenschaft Schadenersatzansprüche wegen Nichterfüllung gem. §§ 
463, 480 Abs. 2 BGB geltend macht.

6. Sofern wir schuldhaft eine wesentliche Vertragspflicht oder eine „Kardinalpflicht“ ver-

letzen, ist die Haftung auf den vertragstypischen Schaden begrenzt. Im Übrigen ist sie gem. 

Abs. 4 ausgeschlossen.
7. Die Gewährleistungspflicht beträgt 6 Monate, gerechnet ab Gefahrübergang. Diese Frist ist 
eine Verjährungsfrist und gilt auch für Ansprüche aus Ersatz von Mangelfolgeschäden, 
soweit keine Ansprüche aus unerlaubter Handlung geltend gemacht werden.

§ 7 Gesamthaftung

1. Eine weitergehende Haftung auf Schadenersatz als im § 6 Abs. 4 – Abs. 6 vorgesehen, ist 
– ohne Rücksicht auf die Rechtsnatur des geltend gemachten Anspruchs – ausgeschlossen.
2.  Die Regelung gem. Abs. 1 gilt nicht für Ansprüche gem. §§ 1, 4 Produkthaftungsgesetz. 
Sofern nicht die Haftungsbegrenzung gem. § 6 Abs. 6 bei Ansprüchen aus der 
Produzentenhaftung gem. § 823 BGB eingreift, ist unsere Haftung auf die Ersatzleistung der 
Versicherung begrenzt. Soweit diese nicht oder nicht vollständig eintritt, sind wir bis zur 
Höhe der Deckungssumme zur Haftung verpflichtet.
3. Die Regelung gem. Abs. 1 gilt auch nicht bei anfänglichem Unvermögen oder zu vertre-
tender Unmöglichkeit.

4.  Soweit unsere Haftung ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die 

persönliche Haftung unserer Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen.

§ 8 Zahlungsbedingungen

1.  Der Kaufpreis und die Entgelte für Nebenleistungen sind bei Übergabe des 
Liefergegenstandes zur Zahlung fällig, es sei denn, es wurde ein besonderes Zahlungsziel 
vereinbart.
2. Scheck- und Wechselhergaben gelten erst nach Einlösung als Zahlung. Die Wechselent-
gegennahme bedarf immer einer hervorgehenden schriftlichen Vereinbarung mit uns. Bei 
Hereinnahme von Wechseln werden die bankmäßigen Diskont- und Einziehungsspesen 
berechnet. Sie sind sofort in bar zu zahlen.
3. Verzugszinsen werden gem. dem Gesetz zur Beschleunigung fälliger Zahlungen berechnet.

4. Ist der Besteller Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffent-

lich rechtliches Sondervermögen, ist die Zurückhaltung von Zahlung wegen irgendwelcher 

von uns nicht anerkannten Gegenansprüche des Bestellers nicht statthaft, ebenso wenig die 

Aufrechnung mit solchen.

§ 9 Eigentumsvorbehaltssicherung

1.Wir behalten uns das Eigentum an der Kaufsache bis zum Eingang aller Zahlungen aus dem 
Liefervertrag vor. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Zahlungs-
verzug, sind wir berechtigt, die Kaufsache zurückzunehmen. In der Zurücknahme der Kaufsache 
durch uns liegt kein Rücktritt vom Vertrag, es sei denn, wir hätten dies ausdrücklich schriftlich 
erklärt. In der Pfändung der Kaufsache durch uns liegt stets ein Rücktritt vom Vertrag. Wir sind 
nach Rücknahme der Kaufsache zu deren Verwertung befugt, der Verwertungserlös ist auf die 
Verbindlichkeiten des Bestellers – abzüglich angemessener Verwertungskosten – anzurechnen.
2.Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat uns der Besteller unverzüglich 
schriftlich zu benachrichtigen, damit wir Klage gemäß § 771 ZPO erheben können. Soweit 
der Dritte nicht in der Lage ist, uns die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer 
Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet der Besteller für den uns entstandenen Ausfall.
3.Der Besteller ist berechtigt, die Kaufsache im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu ver-
kaufen; er tritt uns jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des mit uns vereinbarten 
Faktura-Endbetrages (einschl. MwSt.) ab, die ihm aus der Weiterveräußerung gegen seine 
Abnehmer oder Dritte erwachsen, und zwar unabhängig davon, ob die Kaufsache ohne 
oder nach Verarbeitung  weiter verkauft worden ist. Zur Einziehung dieser Forderung bleibt 
der Besteller auch nach der Abtretung ermächtigt. Unsere Befugnis, die Forderung selbst 
einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Wir verpflichten uns jedoch, die Forderung nicht 
einzuziehen, solange der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten 
Erlösen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug ist und insbesondere kein Antrag auf Eröffnung 
eines Konkurs- oder Vergleichsverfahrens gestellt ist oder Zahlungseinstellung vorliegt. Ist 
dies aber der Fall, können wir verlangen, dass der Besteller uns die abgetretenen 
Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben 
macht, die dazu gehörigen Unterlagen aushändigt und dem Schuldner (Dritten) die 
Abtretung mitteilt.
4.Die Verarbeitung oder Umbildung der Kaufsache durch den Besteller wird stets für uns 
vorgenommen. Das Anwartschaftsrecht des Bestellers an der Kaufsache setzt sich an der 
umgebildeten Sache fort. Wird die Kaufsache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegen-
ständen verarbeitet, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des 
objektiven Wertes unserer Kaufsache zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit 
der Verarbeitung. Für die durch Verarbeitung entstehende Sache gilt im Übrigen das Gleiche 
wie für die unter Vorbehalt gelieferte Kaufsache.
5.Wird die Kaufsache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen untrennbar vermischt, 
so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des objektiven Wertes 
unserer Kaufsache zu den anderen vermischten Gegenständen zum Zeitpunkt der Vermischung. 
Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des Bestellers als Hauptsache anzusehen 
ist, so gilt als vereinbart, dass der Besteller uns anteilmäßig Miteigentum überträgt. Der Be-
steller verwahrt das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum für uns.
6.  Der Besteller tritt uns auch die Forderungen zur Sicherung unserer Forderungen gegen ihn ab, 
die durch die Verbindung der Kaufsache mit einem Grundstück gegen einen Dritten erwachsen.
7.Wir verpflichten uns, die uns zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des Bestellers insoweit 
freizugeben, als der realisierbare Wert unserer Sicherheiten die zu sichernden Forderungen 
um mehr als 10 % oder den Nennbetrag um mehr als 50 % übersteigt; die Auswahl der frei-
zugebenden Sicherheiten obliegt uns.

§ 10 Gerichtsstand – Erfüllungsort

1.  Sofern der Besteller Vollkaufmann ist, ist unser Geschäftssitz Gerichtsstand; wir sind jedoch 
berechtigt, den Besteller auch an seinem Wohnsitzgericht zu verklagen.
2. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist unser Geschäftssitz 
Erfüllungsort.




